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Keine Ruhe vor dem Sturm
Neues Netzwerk soll Opposition in der „Linken“ organisieren. Scharfe Kritik am Parteivorstand
Am vergangenen Samstag trafen sich 
rund 240 Mitglieder der linken Oppo-
sition in  der  Partei  „Die Linke“ zum 
„Was  tun?!“-Kongress  in  Hannover.  
Was über sechs Stunden im vollbesetz-
ten  Bürgerhaus  in  Misburg  geschah, 
dürfte für manche Außenstehende eine 
Enttäuschung gewesen sein. Ganz si-
cher für die Vertreter der bürgerlichen 
Presse, die zahlreich gekommen waren, 
um den großen Knall nicht zu verpas-
sen. Ihnen wurde gleich zu Beginn mit-
geteilt, dass an diesem Tag keine „Klä-
rung in Richtung einer neuen Partei“ 
stattfinden würde. Statt des erhofften 
Hauens und Stechens erlebten sie eine 
solidarische Diskussion über die Zu-
kunft  der  Partei,  die  Notwendigkeit  
einer starken Friedensbewegung und 
den katastrophalen Kurs des Parteivor-
standes.

Enttäuscht sind bestimmt auch jene 
Kräfte im Karl-Liebknecht-Haus, die in 
den vergangenen Monaten alles daran 
setzten, die Linkspartei auf einen unwi-
dersprochenen Kriegskurs zu bringen. 
Wer geglaubt hatte, dass sich der linke 
Flügel frustriert zurückziehen oder zü-
gig in eine „Wagenknecht-Partei“ ab-
fließen würde, blieb ernüchtert zurück. 
Ohnehin widerlegte der Kongress die 
in den Medien vorangetriebene Redu-
zierung der Bewegung auf die Person 
Sahra Wagenknecht. Die Genossinnen 
und Genossen in Hannover einte die 
Auffassung, dass „Die Linke“ ihre po-
litischen  Wurzeln  verrät.  Sie  einfach  
als „Anhänger von …“ abzustempeln, 
entpolitisiert und verfälscht. Die Stim-
mung war kämpferisch und die Orien-
tierung am Ende klar: Die Opposition 

will  sich  besser  vernetzen, stärker  in  
Auseinandersetzungen eingreifen und 
für eine konsequente Friedenspolitik 
werben – und zwar vorerst weiterhin 
innerhalb der Partei.

Dabei  war  die  Wut  groß  und  zu  
Beginn  der  Debatte  forderten  nicht  
wenige die schnelle Gründung eines 
neuen Projektes. „Die Linke hat fer-
tig“, sagte einer. „Was habe ich mit den 
Wellsows, Ramelows und Schuberts zu 
tun? Das ist doch inhaltlich nicht mehr 
zusammenzuführen“, erklärte ein an-
derer. Eine linke Partei, so der Kon-
sens, müsse die  soziale  Frage in  den 
Mittelpunkt  stellen,  sich  klar  gegen  
die  NATO  und  den  Imperialismus  
wenden, dürfe nicht zulassen, dass die 
Friedensbewegung gespalten wird.

Scharfe Kritik übten die Mitglieder 
an  der  Distanzierung  des  Parteivor-
standes vom „Aufstand für Frieden“ 
am  25.  Februar  in  Berlin. Der  Bun-
destagsabgeordnete  Andrej  Hunko  
sprach in Bezug auf diese Demonst-
ration von der „wirkmächtigsten Ge-
genstimme gegen den Kurs der Milita-
risierung und der Aufrüstung“, die es in 
Deutschland gegeben habe. Die Dis-
kussionen seien teilweise „irre“ gewe-
sen. Gegen den schwammigen Vorwurf 
der angeblichen „Rechtsoffenheit“ sei 
„Erdogans Terrorismusbegriff als sehr 
präzise anzusehen.“ Mit  der Befeue-
rung solcher Diffamierungen habe die 
Parteispitze dafür gesorgt, „dass der 
Kakao, durch den wir gezogen wurden, 
auch noch von den eigenen Genossen 
getrunken wird“.

Dass dieses Verhalten nur der vor-
läufige  Höhepunkt  eines  längeren  

Prozesses war, beschrieb die Bundes-
tagsabgeordnete  Sevim  Dagdelen.  
„Die  Linke“,  so  Dagdelen,  vollziehe  
„im Zeitraffer eine Entwicklung der 
SPD  und  der  Grünen  hin  zu  einer  
Akzeptanz  und  Einforderung  einer  
militarisierten deutschen Außenpoli-
tik“. Stichworte dafür seien der „Wirt-
schaftskrieg gegen Russland, Waffen-
lieferungen in Kriegsgebiete, die Hei-
ligung der  NATO und zuletzt  ein  Ja 
zu  Auslandseinsätzen“  der  Bundes-
wehr. Der „Bruch mit dem friedens-
politischen Grundkonsens“ geschehe 
„unwidersprochen von der so genann-

ten Führung der Partei“. „Diese Lin-
ke“, analysierte Dagdelen, „sucht das 
Bündnis mit dem Hauptfeind, der im 
eigenen Land steht.“ Es sei  die „his-
torische Verantwortung am Ende ei-
ner  Partei, die  zur  Kriegspartei  mu-
tiert, nicht auch noch Legitimität  zu 
verleihen“.

Deutlich  wurde  die  schwierige  
Lage  der  Opposition,  die  sich  der-
zeit in der Minderheit sieht und auch 
Selbstkritik übte. Es müsse erforscht 
werden, wie es so weit kommen konn-
te, sagte eine Teilnehmerin: „Wir ha-
ben uns zurückgezogen und anderen 

das Feld überlassen.“ Man könne nicht 
im Weltmaßstab gegen den Imperia-
lismus kämpfen wollen, aber vor ein 
paar „Karrieristen im Parteivorstand“ 
zurückschrecken, wandte ein Genos-
se ein. Die Debatte drehte sich auch 
um die Frage, wie eine sozialistische 
Partei organisiert sein müsste und wie 
es gelingen könnte, eine erneute Inte-
gration ins bürgerliche Lager zu ver-
hindern.  Dabei  blieben  naturgemäß  
viele Fragen offen. Weiter diskutiert 
werden  muss  außerdem, wie  ein  zu-
künftiges Zusammenwirken mit ande-
ren linken Kräften in der Linkspartei 
aussehen kann. Die „Kommunistische 
Plattform“ (KPF) war auf dem Kon-
gress  zwar  durch  Mitglieder  vertre-
ten, gehörte aber nicht zum Kreis der 
Einladenden. In einer Mitteilung vom 
5. Mai warb die KPF für die Verteidi-
gung von hart erkämpften friedenspo-
litischen Beschlüssen gegen die Par-
teirechte.

Am Ende beschloss der Kongress 
eine Erklärung, in der eine Rückkehr 
zu  grundlegenden  Aussagen  des  Er-
furter Programms gefordert wird. Im 
neugegründeten „Was-Tun-Netzwerk“ 
wollen sich die Teilnehmer vernetzen 
und für  eine Veränderung der  „Lin-
ken“ kämpfen. „Gleichzeitig“, so heißt 
es zum Schluss, „zwingt uns die Situa-
tion aber dazu, auch darüber zu spre-
chen, welche  Chancen  es  noch  gibt, 
‚Die Linke‘ wieder auf einen antika-
pitalistischen und friedenspolitischen 
Kurs  zu  drehen  und  daraus  die  not-
wendigen Schlussfolgerungen zu zie-
hen. Diese Debatte werden wir fort-
setzen.“ Vincent Cziesla

Vor vollem Saal forderte Sevim Dagdelen eine „glaubwürdige soziale und friedli-
che Kraft, (…) die kein Bündnis mit dem Hauptfeind im eigenen Land eingeht“ .

Milliarden für Monopole
Geplante Subvention für „Industriestrom“ spaltet Koalition

Die  bereits  per  Gesetz  in  Kraft  
getretene Strompreisbremse für 
die breite Bevölkerung hat die 

Inflationssorgen kaum gemindert. Kein 
Wunder: die Regierung von SPD, Grü-
nen und FDP hat für sie den Preis bei 
immer noch teuren 40 Cent pro Kilo-
wattstunde  gedeckelt.  Durch  densel-
ben Gesetzgebungsakt ist seit Anfang 
dieses Jahres der Strompreis für kleine 
und mittlere Unternehmen auf 13 Cent 
begrenzt worden. 

Nach langem Brodeln in der Regie-
rungsgerüchteküche kam Ende letzter 
Woche das Bundeswirtschaftsministe-
rium  unter  Robert  Habeck  (Grüne)  
mit  offiziellen Plänen für eine weite-
re Strompreisdeckelung aus der Keh-
re, die demnächst ins Bundeskabinett 
zur  Beratung  kommen  sollen.  Kern  
des Vorhabens ist die Begrenzung des 
Strompreises  für  „Betriebe  aus  der  
Grundstoffindustrie“  wie  der  Stahl-  
und  Chemiebranche  auf  traumhafte  
sechs  Cent  pro  Kilowattstunde.  Das  
würde bis 2030, rechnete das Ministe-
rium vor, 25 bis 30 Milliarden Euro kos-
ten, die aus dem „Wirtschaftsstabilisie-
rungsfond“ (WSF) entnommen werden 
könnten. 

Interessant an der Vorlage ist da-
bei  ein  Detail:  Aus  dem  WSF  näm-
lich werden auch die unzureichenden 
Massenentlastungen  gespeist  –  aber  
nur  bis  April  2024.  Die  dort  also  –  
auch dank der ausgefeilten Bürokra-
tie, die jede Massenentlastung beglei-
tet – nicht ausgeschöpften Mittel sollen 
den Großkonzernen nun sechs weitere 
Jahre zur Verfügung stehen, um ihre in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken, die dieselbe Bundesregierung 
durch das Verbot kostengünstigen rus-
sischen Erdgases in die Tonne getreten 
hatte. Dieses Erdgas wirkte über Jahr-
zehnte wie eine Art russische Dauer-
subvention für die deutsche Chemie- 
und Stahlindustrie und hat weit  ent-
scheidender als eingebildete deutsche 
Ingenieurskunst zu der starken inter-
nationalen Stellung dieser  Branchen 
beigetragen. 

Gegen die Pläne hat sich ein Sturm 
der  Entrüstung  erhoben. Zum  einen  
protestierte der liebe Koalitionspartner 
FDP – das sei regierungsintern über-
haupt  nicht  abgesprochen  und  ange-
sichts der angespannten Haushaltslage 
neben den ganzen anderen Sonderauf-
wendungen auch nicht zu finanzieren. 

Noch  deutlicher  wurde  am  Sonntag  
danach  Marie-Christine  Ostermann,  
Präsidentin der Familienunternehmer: 
„Habecks  Subventionspläne  spalten  
unser  Land:  auf  der  einen  Seite  die  
vom Staat abhängigen Großkonzerne, 
auf der anderen Seite die mittelständi-
schen Familienunternehmen und Ar-
beitnehmer, die dies bezahlen. … Die 
Fixiertheit des Wirtschaftsministeriums 
auf Großindustrie und Subventionen 
als einziges Instrument für Wirtschafts-
politik ist völlig realitätsvergessen, weil 
auch sehr viele mittelständische Betrie-
be dem internationalen Wettbewerbs-
druck ausgesetzt sind.“

Deutlicher lässt sich „Stamokap“ – 
also der „staatsmonopolistische Kapi-
talismus“, der unser Land prägt – und 
die Notwendigkeit  eines Zusammen-
schlusses von Arbeitern, Angestellten, 
Arbeitslosen und kleinen und mittle-
ren  Unternehmen  gegen  die  großen  
Konzerne und die ihnen verpflichtete 
Regierung kaum beschreiben. Der Ruf 
nach Hilfe auch für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) wird ungehört 
verhallen – die ökonomischen Mittel 
des zunehmend nach unten rutschen-
den deutschen Imperialismus reichen 
neben  der  Führung  des  Wirtschafts-
krieges gegen Russland dafür nicht aus. 
Familienunternehmen wie der Wärme-
pumpenfabrikant Vissmann haben das 
inzwischen  erkannt  und  ihre  Anteile  
angesichts der Stärke vor allem asiati-
scher Unternehmen versilbert. 

Die  jetzt  für  heftigen  Streit  sor-
gende  Strompreissubventionierung  
für Großkonzerne ist nicht nur unso-
zial  und ein  Affront  gegenüber  allen 
KMU dieses Landes. Sie ist vor allem 
ein Zeichen für das erreichte Maß an 
Verzweiflung dieser Bundesregierung 
angesichts  der  sich  von  Quartal  zu  
Quartal weiter verdüsternden ökono-
mischen Aussichten des deutschen Ka-
pitalismus. Für die Linke und die Ge-
werkschaften  sollte  die  Ratlosigkeit  
Ansporn sein, eine grundlegende Ab-
kehr von der Politik der Rutschpartie 
zu fordern.

 Manfred Sohn

„Wehret den Anfängen“
Erklärung der DKP Stuttgart zum Überfall auf die 
Mai-Demonstration

Am 1. Mai wurde die DGB-Demonstration in Stuttgart von der Polizei ange-
griffen. Vermummte und behelmte Einsatzkräfte stürmten die Demo, stießen 
auch ältere Menschen zu Boden. Wir dokumentieren an dieser Stelle die Er-
klärung, in der die DKP Stuttgart auf den Überfall reagiert.

Die  DKP  Stuttgart  verurteilt  ent-
schieden den brutalen Polizeiüberfall 
auf die Mai-Demonstration des DGB. 
Damit stellt sich die Stuttgarter Poli-
zei in eine Tradition, die an die dun-
kelste Zeit in der Geschichte Deutsch-
lands  erinnert. Am 2. Mai  1933, also 
vor  90  Jahren,  haben  die  Faschisten  
die Gewerkschaften zerschlagen und 
ihre  Gewerkschaftshäuser  gestürmt.  
Die Bilder, die die Polizei mit ihrem 
Überfall auf die gewerkschaftliche De-
monstration zum 1. Mai und der Verlet-
zung zahlreicher Demonstrationsteil-
nehmerinnen und -teilnehmer durch 
Schlagstöcke und Pfefferspray erzeugt 
hat, erinnern in erschreckender Wei-
se an diese Zeit. Wir fordern, dass die 
Verantwortlichen  für  diesen  Einsatz  
zur Rechenschaft gezogen werden.

Dass dies kein Zufall war, sondern 
geplant,  zeigte  schon  zu  Beginn  der  
Mai-Demonstration das Aufgebot und 
Auftreten  der  Polizei,  einschließlich  
einer  berittenen Polizeistaffel. Wenn 
das  hier  im  Land  der  neue  Umgang  
der Staatsmacht mit der organisierten 
Arbeiterbewegung  wird,  wird  unser  
Grundgesetz ein weiteres Mal mit Fü-
ßen getreten.

Vor dem Hintergrund einer zuneh-
menden Streikbereitschaft gegen die 

Verarmungspolitik der Bundesregie-
rung, die sich in den Tarifrunden ge-
zeigt  hat, und die  Beispiele, die  uns 
die  Kolleginnen  und  Kollegen  zum  
Beispiel  in  Frankreich und England 
geben, bekommen es die Herrschen-
den hier im Lande offensichtlich mit 
der Angst zu tun und greifen bereits 
im Vorfeld zum Mittel der Einschüch-
terung.

Es  muss  Schluss  sein  mit  kleinli-
chen Auflagen bei Demonstrationen, 
einer ausufernden Videoüberwachung 
und  einer  Polizeipräsenz,  als  wären  
Schwerverbrecher unterwegs. Das De-
monstrationsrecht ist ein Grundrecht 
und  muss  uneingeschränkt  ausgeübt  
werden können.

Als wenig hilfreich betrachten wir 
die Distanzierung von Seiten des Stutt-
garter  DGB-Vorsitzenden Udo Lutz 
von den betroffenen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern der Demonstration. 
Die Erfahrungen von 1933 lehren, dass 
wir  uns  als  Gewerkschaftsbewegung  
nicht  spalten  lassen  dürfen. Nur  ge-
meinsam werden wir die Angriffe auf 
Löhne,  Lebensstandard  und  soziale  
Errungenschaften zurückweisen kön-
nen. Spaltung nützt immer dem Klas-
sengegner. Deshalb gilt „Wehret den 
Anfängen“.  UZ

Jahrelang profitierte die deutsche Stahlindustrie vom günstigen Gas aus Russ-
land. Nun soll der Staat einspringen und für den selbst verursachten Wirt-
schaftskrieg zahlen.

Die DKP auf der Mai-Demonstration in Stuttgart.
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